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(5) Vermögensverhältnisse und Schulden .............. .... .... .... ... 91
(6) Mitgliedschaft in Gewerkschaft, Parteien, Vereinen ............ 92

ee) Klassische Beobachtungs- und Bewertungsfehler ............. .... ... 93
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I. Einstellung von Arbeitnehmern

Neben der Qualifizierung und Bindung des vorhandenen Personals ist die Einstellung gut
ausgebildeter Tarifbeschäftigter das Rückgrat jeder effizienten Verwaltung und jedes er-
folgreichen Unternehmens (zur Einstellung von Beamten ! Rn. 162 ff.). Und dennoch –
das Einstellungsverfahren stellt Arbeitgeber im öffentlichen Dienst vor gewaltige Heraus-
forderungen.

Nachfolgend wird in 20 Einzelschritten eingehend und praxisorientiert erläutert, wie
Arbeitgeber des öffentlichen Dienstes rechtsicher die Einstellung von Arbeitnehmern vor-
nehmen können. Dabei wird das gesamte Verfahren intensiv beleuchtet – von der Ent-
scheidung, dass eine freie Stelle neu- oder wiederbesetzt werden soll (Schritt 1) bis zur
endgültigen Auswahl des bestgeeigneten Bewerbers bzw. der bestgeeigneten Bewerberin
(Schritt 13). Dabei wird ua auch eingegangen auf die Mitbestimmung des Personalrats
(Schritt 12), die Vertragsunterzeichnung (Schritt 18) und Themen wie Datenspeicherung
und -löschung (Schritt 20).

Eine Checkliste, anhand derer sich die wichtigsten Schritte bei der konkreten Stellen-
besetzung einfach überprüfen lassen, findet sich in Anlage 5 ! Rn. 190.

1. Schritt 1 – Entscheidung zur Besetzung einer Stelle

Der erste Schritt des Einstellungsprozesses ist die Beantwortung der Frage, ob es eine freie
Stelle gibt, die neu- oder wiederbesetzt werden soll. Dies kann zB der Fall sein, wenn
eine bereits vorhandene Stelle frei wird. Hier sollte jedoch vor der Neubesetzung geprüft
werden, ob eine Wiederbesetzung notwendig und sinnvoll ist. In Zweifelsfällen kann sich
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die Einholung eines Organisationsgutachtens anbieten. Wird eine Stelle neu geschaffen,
liegt das Besetzungserfordernis dagegen auf der Hand. Ausführlich zur Personalplanung
! § 1 Rn. 1 ff.

Zudem stellt sich die Frage, ob die Stelle mit Beamten und/oder Tarifbeschäftigten
besetzt werden soll/kann (zur Stellenbesetzung mit Beamten ! Rn. 162). Besteht kein
Funktionsvorbehalt zur Wahrnehmung hoheitlicher Aufgaben und kommen für die Beset-
zung der ausgeschriebenen Stelle daher sowohl Tarifbeschäftigte als auch Beamte in Frage,
so darf die Bewerberauswahl nicht von der Art des Rechtsverhältnisses abhängig gemacht
werden (BAG 18.9.2001 – 9 AZR 410/00 Rn. 31). Art. 33 Abs. 2 GG enthält kein Vor-
zugsrecht für Beamte und verbietet eine entsprechende Ungleichbehandlung (BAG
2.12.1997 – 9 AZR 445/96 Rn. 28). Wird eine Stelle gleichermaßen für Beamte und
Tarifbeschäftigte geöffnet, dürfen ohne sachlichen Grund, keine Anforderungen gestellt
werden, die nur Beamte erfüllen können (BAG 18.9.2001 – 9 AZR 410/00). Bei der ver-
gleichenden Leistungsbewertung stellen sich hier zumeist erhebliche Probleme ! § 10
Rn. 23–27.

Merke:

Hat sich der Arbeitgeber für die Besetzung einer freien oder neu geschaffenen Stelle
entschieden, sollte er sich bereits zu diesem frühen Zeitpunkt überlegen, ob er die Stelle
nach den haushaltsrechtlichen Vorgaben
– mit Arbeitnehmern und/oder Beamten,
– befristet oder unbefristet bzw.
– in Vollzeit oder Teilzeit (wieder-)besetzen will und
– wie die Stelle zu bewerten ist.

Auch der öffentliche Arbeitgeber ist bei der Schaffung von Stellen und der Wahl des
Besetzungsverfahrens (Ausschreibung mit Auswahlverfahren, Umsetzung, Versetzung oder
Beförderung) frei. Dazu stellt das BAG in seiner Entscheidung vom 3.12.2019 – 9 AZR
78/19, Rn. 26 grundsätzlich fest:

Ob, in welcher Gestalt und zu welchem Zeitpunkt eine Stelle besetzt werden soll, ent-
scheidet der Dienstherr in Ausübung seiner Organisationsgewalt nach seinen Bedürfnissen.

Im Fall der Schaffung einer neuen Stelle muss ein Arbeitgeber, bei dem ein Personalrat
existiert, allerdings dessen Beteiligungsrechte bei der Personalplanung beachten (aus-
führlich zur Personalplanung ! § 1 Rn. 1 ff. sowie zur Personalentwicklung, insbes. zur
Personal- und Bedarfsanalyse ! § 7 Rn. 21–38. Dem Personalrat kommt dabei nach § 87
Abs. 1 BPersVG und den meisten Personalvertretungsgesetzen der Länder ein Anhörungs-
recht zur Personalplanung zu (zB § 87 Abs. 1 Nr. 2 BWLPVG). In seltenen Ausnahmefäl-
len kommt in Bayern, Berlin und im Saarland anstelle dieses umfassenden Anhörungs-
rechts auch ein über die Anhörung hinausgehendes Mitwirkungsrecht in Betracht (Art. 76
Abs. 2 Nr. 5 BayPVG „Aufstellung von Grundsätzen über die Personalbedarfsberechnung“;
§ 90 Nr. 5 BlnPersVG „Anmeldung für Dienstkräfte im Rahmen der Entwürfe für den
Haushaltsplan, Änderungen der Stellenrahmen und der Dienstposten- und Arbeitsbewer-
tung sowie Stellenverlagerungen“ und § 83 Abs. 1 Nr. 1 SPersVG „Aufstellung von Orga-
nisationsplänen und des Stellenplanentwurfs“).

Eine Stellenbesetzung liegt nicht vor, wenn Teilzeitbeschäftigte die Arbeitszeit erhöhen,
ohne dass damit eine Übertragung höherwertiger tätigkeiten verbunden ist. Das Prizip der
Bestenauslese ! Rn. 8, 173 greift im Falle einer reinen Arbeitszeiterhöhung nicht. Der
Arbeitgeber muss deshalb einen teilzeitbeschäftigten Arbeitnehmer, der ihm den Wunsch
nach einer Arbeitszeiterhöhung angezeigt hat, bei gleicher Eignung nicht bevorzugt be-
rücksichtigen. In diesem Fall ist er grundsätzlich in der Auswahl frei, welchen Teilzeitbe-
schäftigten er eine Verlängerung der Arbeitszeit anbietet (BAG 27.2.2018 – 9 AZR 167/
17 Rn. 30; 17.10.2017 – 9 AZR 192/17 Rn. 30).
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2. Schritt 2 – Anforderungsprofil erstellen

Auf die Frage, mit wem die vorhandene Stelle neu- oder wiederbesetzt werden soll, liefert
das Anforderungsprofil die richtige Antwort. Es ist das zentrale Instrument des Einstel-
lungsprozesses. Das Anforderungsprofil dient dazu, den Rahmen der Bewerbersuche abzu-
stecken. Dabei hilft ein gut geschneidertes Anforderungsprofil nicht nur, den Verwaltungs-
aufwand zu reduzieren und das Risiko von Diskriminierungen zu verringern. Es dient
dem Arbeitgeber auch dazu, schnell und effizient zur bestmöglichen Neubesetzung seiner
Stelle zu gelangen (BAG 1.12.2020 – 9 AZR 192/20 Rn. 27).

Die Erstellung eines Anforderungsprofils zwingt dazu, sich bereits zu einem sehr frühen
Zeitpunkt mit Art und Umfang der Tätigkeit auseinanderzusetzen, die Anforderungen
an den Bewerber ganz konkret zu durchdenken und anschließend zu formulieren. Die
Erkenntnisse, die der Arbeitgeber hier gewinnt, weisen ihm im weiteren Bewerbungsver-
fahren den Weg. Sie helfen ihm auf die richtige Art und Weise, nach einem geeigneten
Kandidaten zu suchen. Darüber hinaus schränkt ein sorgfältig angefertigtes Anforderungs-
profil den Bewerberkreis bereits frühzeitig ein. Es hilft so, einen hohen Verwaltungsauf-
wand durch die Bearbeitung unbrauchbarer Bewerbungen und auch das Risiko einer In-
anspruchnahme nach dem AGG zu vermeiden.

Bei der Erstellung eines Anforderungsprofils ist zwischen öffentlichen und privaten Ar-
beitgebern zu unterscheiden ! Rn. 6 f. Während Arbeitgeber des öffentlichen Dienstes
verpflichtet sind ein Anforderungsprofil zu erstellen ! Rn. 11 ff., 47, ist dies für private
Arbeitgeber zwar empfehlenswert – die Entscheidung darüber steht diesen aber grundsätz-
lich frei.

a) Abgrenzung öffentlicher und privater Arbeitgeber

Im Zusammenhang mit der Erstellung eines Anforderungsprofils, den Förderpflichten ge-
genüber schwerbehinderten Menschen und der Frage, für wen das Prinzip der Bestenaus-
lese ! Rn. 8, 173 gilt, stellt sich die Frage, wer Arbeitgeber des öffentlichen Dienstes
ist.

Wichtig!

Diese Frage ist jeweils anders zu beantworten, je nachdem, ob es um
– die Anwendung des Prinzips der Bestenauslese und den Bewerbungsverfahrensan-

spruch nach Art. 33 Abs. 2 GG geht. Hier können unter bestimmten Umständen auch
Arbeitgeber in privater Rechtsform unter den Begriff des öffentlichen Arbeitgebers fallen,
wenn sie in öffentlicher Trägerschaft stehen ! Rn. 6a.

oder
– um die Verfahrens- und Förderpflichten schwerbehinderter Bewerber gem. § 165

S. 3 SGB IX (wie die Einladung zu einem Vorstellungsgespräch) geht. Arbeitgeber in pri-
vater Rechtsform fallen hier nicht unter den Begriff des öffentlichen Arbeitgebers. Sie
sind deshalb nicht verspflichtet schwerbehinderte Menschen zu einem Vorstellungsge-
spräch einzuladen ! Rn. 7b, 68.

aa) „Öffentlicher Arbeitgeber“ iSv Art. 33 Abs. 2 GG. Art. 33 Abs. 2 GG regelt den
gleichen Zugang zu allen öffentlichen Ämtern. Die Verfassungsnorm ermöglicht jedem
Bürger entsprechend seiner Fähigkeiten den Eintritt in den öffentlichen Dienst und ver-
mittelt einen einklagbaren Anspruch auf chancengleiche Berücksichtigung in Stellenbeset-
zungsverfahren (sog. Bewerbungsverfahrensanspruch). Unter den Begriff „öffentlicher
Dienst“ in diesem Anwendungsbereich fallen neben dem unmittelbaren Staatsdienst fol-
gende Arbeitgeber, insbesondere
– alle Gebietskörperschaften (Bezirke, Landkreise, Städte und Gemeinden),
– Verbände von Gebietskörperschaften (zB Verwaltungsgemeinschaften, Zweckverbände,
soweit sie öffentlich-rechtlich organisiert sind),
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– sonstige Körperschaften, Anstalten oder Stiftungen des öffentlichen Rechts (zB Kom-
munalunternehmen), aber auch

– privatrechtlich organisierte Arbeitgeber in 100 %iger öffentlich-rechtlicher Trägerschaft,
bei denen Arbeitsaufgaben erledigt werden, die der Wahrnehmung öffentlicher Aufga-
ben dienen und mit denen nicht rein erwerbswirtschaftliche Zwecke verfolgen werden.
Nach der Entscheidung des BAG vom 12.4.2016 kommt es dabei nicht auf die Rechts-

form des jeweiligen Arbeitgebers an (BAG 12.4.2016 – 9 AZR 673/14 Rn. 18). Vom
Begriff des öffentlichen Amts in Art. 33 Abs. 2 GG umfasst seien demnach grundsätzlich
sämtliche vom Staat (Bund, Länder, Gemeinden; unmittelbare und mittelbare Staatsver-
waltung) bereitgestellten Positionen. Dabei sei es gleichgültig, ob diese mit Beamten
oder Arbeitnehmern zu besetzen sind. Es genüge, dass die Stelle der öffentlichen Gewalt
und damit der Staatsorganisation zuzuordnen sei. Das sei der Fall, wenn sie der Erfüllung
öffentlicher Aufgaben diene.

Auf die Organisationsform, in der der Staat tätig wird, kommt es nicht an. Unter den
Begriff des öffentlichen Amts iSd Art. 33 Abs. 2 GG können deshalb auch Stellen bei öf-
fentlichen Betrieben in privater Rechtsform fallen (BAG 12.4.2016 – 9 AZR 673/14
Rn. 18). Jedenfalls soweit die öffentliche Gewalt in privater Rechtsform öffentliche Aufga-
ben wahrnimmt und nicht rein erwerbswirtschaftliche Zwecke verfolgt, bedarf es zum
Schutz der im öffentlichen Interesse liegenden Effizienz der Staatsorganisation und des
Vertrauens der Bürger in den Staat sowie zum Schutz der Bewerber vor der Vergabe von
Ämtern aus sachwidrigen Motiven der Absicherung durch das Prinzip der Bestenauslese
(BAG 12.4.2016 – 9 AZR 673/14 Rn. 18).

Dabei ist unerheblich, ob der Stelleninhaber selbst nach außen auftritt oder hoheitlich
tätig wird. Solange die auf der zu besetzenden Stelle auszuübenden Arbeitsaufgaben zur
Erfüllung der öffentlichen Aufgaben beitragen – sei es auch nur durch unterstützende,
koordinierende oder vorbereitende Tätigkeiten – besteht ein schutzwürdiges Interesse der
Öffentlichkeit und der Bewerber daran, dass solche Stellen nach dem Grundsatz der Bes-
tenauslese vergeben werden (BAG 12.4.2016 – 9 AZR 673/14 Rn. 23).

bb) „Öffentlicher Arbeitgeber“ iSd Schwerbehindertenrechts. Im SGB IX wird der
Begriff des öffentlichen Arbeitgebers enger verstanden. Hier werden nur Arbeitgeber er-
fasst, die in einer öffentlich-rechtlichen Rechtsform organisiert sind. Dies ergibt sich
aus § 154 Abs. 2 SGB IX. Neben bestimmten Bundes- (Nr. 1) und Landesbehörden
(Nr. 2) sind öffentliche Arbeitgeber alle sonstige Gebietskörperschaften und jeder Verband
von Gebietskörperschaften (Nr. 3) und alle sonstigen Körperschaften, Anstalten oder Stif-
tungen des öffentlichen Rechts (Nr. 4).

Merke:

Arbeitgeber in privater Rechtsform sind keine öffentlichen Arbeitgeber iSd Schwerbe-
hindertenrechts. Sie sind deshalb nicht verpflichtet, Schwerhinderte gem. § 165 S. 3
SGB IX zu einem Vorstellungsgespräch einzuladen. Auch dann nicht, wenn sie zu 100%
in öffentlicher Trägerschaft stehen (BAG 16.5.2019 – 8 AZR 315/19 Rn. 27).

b) Prinzip der Bestenauslese

Von größter Bedeutung ist das Anforderungsprofil für Arbeitgeber des öffentlichen
Dienstes (zum Begriff s. ! Rn. 6a–7a. Diese sind an das Prinzip der Bestenauslese ge-
bunden. Art. 33 Abs. 2 GG verpflichtet alle öffentlichen Arbeitgeber, jedem Bewerber den
gleichen Zugang zum öffentlichen Dienst zu gewährleisten. Dabei darf die Auswahl aus-
schließlich nach der Eignung ! Rn. 9, Befähigung ! Rn. 10 und fachlichen Leistung
! Rn. 11 der Bewerber für die zu besetzende Stelle erfolgen. Anforderungen, die zur Er-
füllung der Aufgaben nicht erforderlich und sinnvoll sind, dürfen nicht gestellt werden.
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Allerdings steht auch dem Arbeitgeber des öffentlichen Dienstes ein gerichtlich nur einge-
schränkt überprüfbarer Ermessensspielraum zu.

Da Prinzip der Bestenauslese ist ein grundrechtsgleiches Recht aller Bewerberinnen
und Bewerber auf chancengleiche, faire und transparente Beteiligung am Einstellungsver-
fahren (BAG 3.12.2019 – 9 AZR 78/19 Rn. 25). Es dient dem Interesse der Allgemein-
heit, nur die jeweils am besten qualifizierten Bewerber/innen in öffentliche Ämter zu be-
rufen (BAG 26.4.2021 – 9 AZR 3/21 Rn. 13). Dadurch soll zum einen Korruption,
Vetternwirtschaft und Ämterpatronage Vorschub geleistet werden. Der Grundsatz der Bes-
tenauslese soll verhindern, dass andere Bewertungskriterien als Eignung, Befähigung und
fachliche Leistung (wie zB politische oder persönliche Verbundenheit oder exekutivische
Eigeninteressen) für Personalentscheidungen bestimmend sind (BAG 12.4.2016 – 9 AZR
673/14 Rn. 17).

Zudem sichert das Prinzip der Bestenauslese das öffentliche Interesse an der bestmög-
lichen Besetzung aller Stellen im öffentlichen Dienst zum Wohle einer funktionsfähigen,
effizienten und engagierten Verwaltung (BVerwG 19.3.2015 – 2 C 12.14 – Rn. 49).

Letztlich trägt die Verfassungsnorm aber auch dem berechtigten Interesse der Bewerber
und Beförderungsbewerber an einem angemessenen beruflichen Fortkommen Rechnung.
Beamten und Tarifbeschäftigten steht deshalb bei der Besetzung von Ämtern des öffentli-
chen Dienstes ein verfassungsrechtlicher Bewerbungsverfahrensanspruch zu (BAG
28.1.2020 – 9 AZR 91/19 Rn. 30). Dies gilt nicht nur für die Begründung von Dienst-
und Arbeitsverhältnissen, sondern auch für den Zugang zu Beförderungsämtern und -stel-
len (BAG 6.5.2014 – 9 AZR 724/12 Rn. 10).

Merke:

Art. 33 Abs. 2 GG verpflichtet alle Arbeitgeber des öffentlichen Dienstes, jede Bewer-
bung ausschließlich nach Eignung, Befähigung und fachlicher Leistung zu beurteilen.
Der am besten geeignete Bewerber bzw. die am besten geeignete Bewerberin hat einen
Anspruch auf Besetzung (BAG 11.6.2013 – 9 AZR 668/11 Rn. 16). Wird dieser An-
spruch der Bewerber verletzt, können diese im Wege der Konkurrentenklage gegen den
Arbeitgeber vorgehen.

Zur Eignung gehören in diesem Zusammenhang alle anlage- und entwicklungsbeding-
ten Persönlichkeitsmerkmale, psychische und physische Kräfte sowie emotionale und intel-
lektuelle Voraussetzungen der Bewerber, die die Erwartung rechtfertigen, sie würden den
Anforderungen der Stelle gerecht werden. Ausführlich zur Eignung iSv Art. 33 Abs. 2 GG
auch ! Rn. 174–178.

Unter dem Begriff Befähigung versteht man alle für die dienstliche Verwendung we-
sentlichen Fähigkeiten, Kenntnisse, Fertigkeiten und sonstigen Eigenschaften, insbes. Vor-
bildung und Vorerfahrungen (vertiefend ! Rn. 180 f.).

Die fachliche Leistung betrifft die Bewertung des erbrachten Arbeitsergebnisses. Sie ist
eher bei Beförderungen als bei der Einstellung relevant. Weitere Informationen zur fach-
lichen Leistung iSv Art. 33 Abs. 2 GG ! Rn. 182 f.

Merke:

Ein Arbeitgeber des öffentlichen Dienstes ist nicht nur berechtigt, sondern verpflichtet,
für die zu besetzende Stelle ein Anforderungsprofil festzulegen und dieses nachvollzieh-
bar zu dokumentieren (BAG 7.4.2011 – 8 AZR 679/09). Die Kriterien des Anforde-
rungsprofils dürfen ausschließlich der Bestenauslese dienen. Eignung, Befähigung und
fachliche Leistung sind die allein maßgeblichen Kriterien für die Bewerberauswahl; an-
dere Kriterien sind nicht zulässig (BAG 24.1.2013 – 8 AZR 188/12).
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c) Inhalt des Anforderungsprofils

Das Anforderungsprofil muss die objektiven Anforderungen der Stelle abbilden. Während
ein privater Arbeitgeber hier frei ist, die Auswahlkriterien nach seinen Vorstellungen zu
bestimmen – diese müssen lediglich diskriminierungsfrei sein ! Rn. 16 – sind die Arbeit-
geber des öffentlichen Dienstes (zum Begriff ! Rn. 6a–7a) an das Prinzip der Bestenaus-
lese gebunden ! Rn. 8–11.

Im Anforderungsprofil hat der Arbeitgeber des öffentlichen Dienstes daher, diejenigen
fachlichen Kenntnisse und Fähigkeiten sowie die außerfachlichen Kompetenzen
nachvollziehbar zu beschreiben, die der zukünftige Stelleninhaber für eine erfolgreiche Be-
wältigung der Tätigkeit benötigt (BAG 21.2.2013 – 8 AZR 180/12; BVerwG 3.3.2011 –
5 C 16.10). Hierbei hat auch ein öffentlicher Arbeitgeber, der zur Festlegung eines Anfor-
derungsprofils verpflichtet ist, einen von der Verfassung gewährleisteten Beurteilungsspiel-
raum. Dieser Beurteilungsspielraum ist von den Gerichten nur eingeschränkt überprüfbar.
Allerdings müssen die vom Arbeitgeber aufgestellten Anforderungen an die zu besetzende
Stelle sachlich nachvollziehbar und darauf ausgerichtet sein, den besten Bewerber aus-
zuwählen. Zwingende Anforderungen bedürfen einer sachlichen Rechtfertigung.

Der Arbeitgeber des öffentlichen Dienstes muss sachlich nachvollziehbar darlegen kön-
nen, dass seine Festlegung des Anforderungsprofils den Anforderungen der zu besetzenden
Stelle entspricht und den gestellten Anforderungen keine sachfremden Erwägungen
zugrunde liegen (BAG 5.6.2014 – 9 AZR 724/12 Rn. 14).

Merke:

Der Arbeitgeber des öffentlichen Dienstes hat einen Ermessensspielraum bei der Festle-
gung der Anforderungen für eine Stelle, solange die Anforderungen sachlich nachvoll-
ziehbar sind und sich an den Merkmalen Eignung, Befähigung und fachliche Leistung
des Bewerbers orientieren.

Der Arbeitgeber kann sich nicht allein darauf berufen, er habe die Stelle mit einer Ent-
geltgruppe ausgeschrieben, die eine bestimmte Qualifikation verlange (zB ein Hoch-
schulstudium in den Entgeltgruppen 13 bis 15 oder den BL II in den Entgeltgruppen 9 bis
12). Hierzu hat das BAG Folgendes festgestellt:

„Die Beklagte beruft sich ohne Erfolg darauf, sie habe die Stelle mit einer Vergütung nach der 13
TVöD (VKA), entspricht Vergütungsgruppe II, Fallgruppe 1a BAT, ausgeschrieben. Diese Ein-
gruppierung erfordere eine wissenschaftliche Hochschulausbildung. Damit genügt sie ihrer Darle-
gungslast nicht. Allein aus der angestrebten Eingruppierung kann nicht der Schluss gezogen wer-
den, dass die zu besetzende Stelle tatsächlich eine wissenschaftliche Hochschulausbildung
erfordert. Der Festlegung einer formalen Ausbildungsqualifikation kommt die Aufgabe zu, die
durch eine Prüfung nachgewiesene Befähigung zur Erledigung bestimmter Aufgaben abstrakt zu
beschreiben (BAG 12.9.2006 – 9 AZR 807/05 Rn. 34, BAGE 119, 262). Die Beklagte hat keine
Umstände dargelegt, aus denen entnommen werden könnte, dass die zu besetzende Stelle inhalt-
lich wissenschaftliche Bezüge aufweist (vgl. BVerwG 25.9.2012 – 1 WB 44.11, Rn. 50, dort im
Zusammenhang mit einer Promotion). Auch ansonsten ist ein akademischer Zuschnitt dieser Stel-
le (vgl. BAG 12.9.2006 – 9 AZR 807/05 Rn. 40 mwN, BAGE 119, 262) nicht dargetan. Allein
die beabsichtigte Eingruppierung des neuen Stelleninhabers rechtfertigt das Anforderungsprofil
nicht. Die – ordnungsgemäße – Eingruppierung folgt vielmehr den zu verrichtenden Tätigkei-
ten.“ (BAG 5.6.2014 – 9 AZR 724/12 Rn. 16).

Die im Anforderungsprofil enthaltenen Anforderungen müssen demnach nicht nur
sachlich nachvollziehbar in Bezug auf die konkreten Anforderungen der Stelle, sondern
auch bestimmt genug sein. Ein bloßer Hinweis auf die vorgesehene Eingruppierung ist
auch aus diesem Grund nicht ausreichend. Vielmehr müssen die Leistungskriterien für die
Auswahl näher beschrieben werden. Das Anforderungsprofil muss die Kriterien, nach de-

12

13

14

Einstellungs- und Stellenbesetzungsverfahren§ 5 12–14

Hecht146


